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Station 1 (1): Überblick: Vertiefung der deutschen Teilung
Lesen Sie den Text (Seiten 1 und 2) und unterstreichen Sie wichtige Aspekte.
Vergleichen Sie die politische Entwicklung der BRD und der DDR. Gibt es Parallelen?
Kritiker Adenauers waren lange Zeit der Ansicht, dass 1952 durchaus eine Wiedervereinigung mit der DDR hätte stattfinden können. Erklären Sie, warum.
Schon zehn Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg wurden in beiden deutschen Staaten wieder Armeen gegründet. Bewerten Sie diesen Umstand.
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	Flagge der BRD 


Konrad Adenauer verfolgte mit seiner Politik ab 1949 verstärkt die Bindung an die Westmächte. Die Bundesrepublik sollte zu einem verlässlichen Partner für den Westen werden und schrittweise ihre Souveränität zurück erlangen. Einen ersten Erfolg in diese Richtung konnte Adenauer bereits kurz nach der Gründung der BRD verbuchen: Mit dem Petersberger Abkommen vom November 1949 erreichte er eine Lockerung des Besatzungsstatuts.
Bereits zwei Jahre später war die Bundesrepublik eines der Gründungsmitglieder der neu gegründeten Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), auch „Montanunion“ genannt. Sie diente der Schaffung eines gemeinsamen europäischen Marktes für die Stahl- und Kohleindustrie. Die internationale Kontrolle über das Ruhrgebiet wurde aufgehoben.
Gefestigt wurde die Westintegration 1954/55 mit den Pariser Verträgen. Hier wurde der Beitritt Westdeutschlands zur NATO und der Westeuropäischen Union (WEU) verhandelt, der BRD wurde ihre Souveränität (bis auf wenige Einschränkungen) weitestgehend zurückgegeben. Mit dem Beitritt zur NATO ging auch eine Wiederbewaffnung Westdeutschlands einher, was besonders von der Opposition, aber auch in Frankreich sehr kritisch gesehen wurde.
Die wirtschaftliche Integration, die bereits 1951 durch die Gründung der EGKS begann, setzte sich 1958 fort, als die Bundesrepublik zu den Gründungsmitgliedern der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) gehörte. Diese Wirtschaftsbündnisse waren die Basis für die später gegründete Europäische Union (EU).
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Station 1 (2): Überblick: Vertiefung der deutschen Teilung
[bookmark: _Toc437004928]Bindung der DDR an den Osten
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	Flagge der DDR


Während die BRD die Westintegration anstrebte, verfolgte Walter Ulbricht in der DDR eine Politik der Annäherung an den Osten. Mit dem Beitritt zum Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) 1950 war ein erster Schritt zur Gleichberechtigung im Ostblock unternommen. Fünf Jahre später trat die DDR dem Warschauer Pakt bei – der Antwort Russlands auf die NATO. Wie für die BRD auch bedeutete der Beitritt der DDR zu diesem Militärbündnis eine Wiederbewaffnung. Die Nationale Volksarmee (NVA) wurde gegründet. Gleichzeitig war hiermit die Integration in den Ostblock abgeschlossen, die DDR erhielt als Staat volle Souveränität.
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Sowohl die DDR als auch die Bundesrepublik propagierten in den 1950er und 1960er Jahren die Wiedervereinigung beider deutschen Staaten. Eine realistische Lösung lag jedoch angesichts der auf beiden Seiten vorangetriebenen Bindung an den Westen bzw. Osten in weiter Ferne.
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	Generalsekretär des ZK Ulbricht 1950
(Bundesarchiv, Bild 183-08618-0005 
/ Sturm, Horst / CC-BY-SA)


Dennoch gab es besonders zu Beginn der Fünfzigerjahre immer wieder Vorschläge, wie eine Einheit doch noch zu erreichen sei. So forderte die DDR mit Billigung der Sowjetregierung gemeinsame Gespräche mit der BRD, während Westdeutschland gesamtdeutsche Wahlen unter UNO-Kontrolle wünschte. Dies wiederum war der DDR-Regierung ein Dorn im Auge: Ein internationales Gremium könne nicht als Berater innerdeutscher Angelegenheiten dienen.
Dennoch erhielten die Westmächte im März 1952 eine diplomatische Note des sowjetischen Regierungschefs Stalin, in der ein Friedensvertrag für Deutschland vorgeschlagen wurde. Stalin schlug die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten und die Aufstellung nationaler Streitkräfte vor. Im Gegenzug solle das vereinte Deutschland sich zu Neutralität verpflichten. Die Bundesregierung und die Westmächte sahen hierin ein Ablenkungsmanöver und lehnten auch die Forderung nach einem neutralen Deutschland ab. Adenauer strebte zunächst die erfolgreiche Westintegration an, um anschließend eine Wiedervereinigung zu erreichen.
Im September 1952 verliefen die ersten Bemühungen um eine rasche deutsche Einheit im Sande. Es wurde immer deutlicher, dass mit der Westintegration der BRD und der Bindung der DDR an den Osten die Aussichten auf eine Zusammenführung der deutschen Staaten immer geringer wurden.
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Station 2: Zwei Staaten – zwei Wirtschaftssysteme 
1. Arbeiten Sie mit einem Partner. Stellen Sie sich die Charakteristika der beiden Wirtschaftssysteme gegenseitig vor.
2. Vergleichen Sie die Wirtschaftssysteme in beiden deutschen Staaten. Notieren Sie Ihre Ergebnisse.
3. Die Soziale Marktwirtschaft sollte „Wohlstand für alle“ garantieren. Bewerten Sie diese Aussage.
Nach der Währungsreform 1948 und der Gründung zweier deutscher Staaten entwickelten sich nicht nur die politischen Bestrebungen in unterschiedliche Richtungen, auch wirtschaftlich formierten sich zwei Blöcke: Während sich dieDDR-Führung streng an dem sowjetischen Vorbild der sozialistischen Zentralplanwirtschaft orientierte, entwickelte in der Bundesrepublik Ludwig Erhardt das Konzept der sozialen Marktwirtschaft. 
Soziale Marktwirtschaft
Mit der Währungsreform folgte in Westdeutschland auch die Neuordnung der Wirtschaft. Das bis dahin staatlicher Regulierung ausgesetzte System der Zwangsbewirtschaftung wurde durch ein marktwirtschaftliches Konzept abgelöst. Die Wirtschaft genoss das Privileg freier Preisbildung und freien Wettbewerbs, während der Staat gleichzeitig unsoziale Auswirkungen der Wirtschaft kontrollieren sollte. Die soziale Marktwirtschaft sollte „Wohlstand für alle“ sichern sowie für soziale Gerechtigkeit sorgen. Schon bald zeigte sich, dass die Bundesrepublik auf einem guten Wege war, diese Ziele zu erreichen. Bereits in den 1950er Jahren stieg in Westdeutschland der Außenhandel stark an, die Wohnungsnot sank und auch die Arbeitslosenzahlen fielen stetig. Westdeutschland befand sich in einem wirtschaftlichen Aufschwung, der schon sehr bald unter der Bezeichnung „Wirtschaftswunder“ in die Geschichte einging.














Sozialistische Zentralplanwirtschaft
Bereits unmittelbar nach Kriegsende folgten in der sowjetischen Besatzungszone ein System der Zwangsbewirtschaftung sowie eine ausgedehnte Boden- und Industriereform. Großgrundbesitzer wurden enteignet und ihnen die wirtschaftlichen Grundlagen entzogen. Nach der Währungsreform und der Gründung der DDR wurde dieses System der staatlichen Kontrolle über die Wirtschaft übernommen. Ziel war die Verstaatlichung sämtlicher Industriezweige. Mitte der 1950er Jahre waren die wichtigsten Bereiche der Schwerindustrie (Chemie, Stahl, Energie) nicht mehr im Besitz von Privateigentümern. Die DDR entwickelte ihre Wirtschaftsvorhaben im Sinne der Planwirtschaft. Der erste „Fünfjahrplan“ galt für 1951  - 1955 und sah den Ausbau der Schwer- und Chemieindustrie vor. Hierunter litten jedoch der Wohnungsbau und die Konsumgüterproduktion. Erste Versorgungskrisen ließen die Bevölkerung schon bald an diesem Wirtschaftssystem zweifeln.
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1. Lesen Sie den Text (Seite 1) und unterstreichen Sie wichtige Aspekte.
2. Analysieren Sie Grafik 1 (Seite 2). 
3. Benennen Sie Vor- und Nachteile des Wirtschaftswunders.
4. Erklären Sie, wie sich die deutsche Wirtschaft nach dem Krieg so schnell erholen konnte.
5. Lesen Sie den Textauszug zum „Lied vom Wirtschaftswunder“ (Seite 3) und schauen Sie sich das Video hierzu an. Interpretieren Sie das Lied von 1958.
	[image: ]

	Der 1-millionste Käfer 
lief 1955 vom Fließband
(commons.wikimdedia.org / Mewtu)
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	Ludwig Erhard und sein Buch 
„Wohlstand für Alle“
(Bundesarchiv, B 145 Bild-F004204-0003 / Adrian, Doris / CC-BY-SA )


Durch die Bindung an den Westen, die Marshall-Planhilfen und die neue Währung kam in den 1950er Jahren auch der wirtschaftliche Aufschwung in die Bundesrepublik Deutschland. Die Industrie wurde massiv gefördert und die Demontagen vorzeitig beendet. So konnten sich die angeschlagenen Wirtschaftszweige verhältnismäßig schnell erholen. Eine Folge hiervon war, dass die Industrieproduktion in den Jahren zwischen 1950 und 1963 um ganze 185 % zunahm.
Diese massive Förderung der Industrie brachte aber besonders in den ersten Jahren nach 1950 auch Nachteile mit sich. Die Arbeiter mussten mehr arbeiten, die Löhne stiegen jedoch nur sehr langsam an. Eine Million Haushalte lebten unterhalb der Armutsgrenze und fast ein Viertel der Bevölkerung war auf Sozialleistungen angewiesen, die der Staat zahlte. Mitte der Fünfzigerjahre sollte sich die Situation jedoch bessern: Die Löhne stiegen an und die Wochenarbeitszeit reduzierte sich von fast 50 Stunden auf gut 46 Stunden. Immer mehr Arbeitskräfte wurden benötigt und eingestellt. 
Durch die wirtschaftlichen Verbesserungen nahm auch die Kaufkraft der Menschen wieder zu. Gefüllte Regale und eine konsumwillige Bevölkerung waren die Folge. Reisen, Möbel, Elektrogeräte, Autos – kurz, alles was für Wohlstand und Luxus steht – kauften die Deutschen. Aber auch reichlich Nahrungsmittel füllten die Regale: Die „Fresswelle“ war geboren, viele Menschen nahmen massiv an Gewicht zu. Zum Symbol für diese neuen deutschen Wirtschaftserfolge wurde der VW Käfer. Bereits 1955 rollte der millionste Käfer von den Fließbändern der Werke in Wolfsburg. Der Export boomte und das Ansehen der Deutschen im Ausland stieg an. Der Slogan des Wirtschaftsministers Erhard „Wohlstand für alle“ war immer realistischer geworden.







Grafik 1: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in der Bundesrepublik Deutschland von 1950 bis 1964. 


Daten nach: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/LangeReihen/Arbeitsmarkt/lrarb003.html, Zugriff: 24.10.2015.
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Das „Lied vom Wirtschaftswunder“ wurde 1958 im Rahmen des Films „Wir Wunderkinder“ veröffentlicht. Der Film befasst sich satirisch mit der deutschen Nachkriegszeit und der wirtschaftlichen Situation. Der Text des im Film gesungenen Liedes „vom Wirtschaftswunder“ stammt aus der Feder des Berliner Musikers und Kabarettisten Günter Neumann. Interpretiert wurde das Stück von den Schauspielern und Kabarettisten Wolfgang Neuss und Wolfgang Müller.
Hier findest du das vollständige Video zu dem Stück:
https://www.youtube.com/watch?v=SGBVB3KBPn8.



Auszug aus dem „Lied vom Wirtschaftswunder“ (1958)

„[…]Einst waren wir mal frei
Nun sind wir besetzt
Das Land ist entzwei
Was machen wir jetzt?

Jetzt kommt das Wirtschaftswunder
Jetzt kommt das Wirtschaftswunder
Jetzt gibt's im Laden Karbonaden* schon und Räucherflunder
Jetzt kommt das Wirtschaftswunder
Jetzt kommt das Wirtschaftswunder
Der deutsche Bauch erholt sich auch und ist schon sehr viel runder
Jetzt schmeckt das Eisbein wieder in Aspik
Ist ja kein Wunder nach dem verlorenen Krieg

[…]

Zwar gibt es Leut, die leben heut noch zwischen Dreck und Plunder
Doch für die Naziknaben, die das verschuldet haben
Hat unser Staat viel Geld parat und spendet Monatsgaben
Wir sind ne ungelernte Republik
Ist ja kein Wunder, ist ja kein Wunder
Ist ja kein Wunder nach dem verlorenen Krieg  

Zitiert nach: http://www.planet-wissen.de/geschichte/deutsche_geschichte/wirtschaftswunder/pwiechansonsausderwirtschaftswunderzeit100.html, Zugriff: 24.10.2015.


























* Karbonade = Braten/Schmorfleisch


[bookmark: _Toc437004934]Station 4: Planmäßiger Aufbau des Sozialismus 
1. Lesen Sie den Text und unterstreichen Sie wichtige Aspekte.
2. Was sind die Kernthemen des planmäßigen Aufbaus des Sozialismus? 
3. Nehmen Sie Stellung zur Politik der DDR-Regierung. Begründen Sie Ihre Meinung.
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	Getreideernte in einer LPG
(Bundesarchiv, Bild 183-1986-0813-020 / CC-BY-SA)


In der DDR wurden die seit 1945 begonnenen gesellschaftspolitischen Umstrukturierungen stetig fortgesetzt. Der politische Kurs sollte dem der Sowjetunion angepasst werden. Auf der zweiten Parteikonferenz der SED (Sozialistische Einheitspartei Deutschlands) von 9. bis 12. Juli 1952 wurde daher unter anderem der „planmäßige Aufbau des Sozialismus“ verkündet. Dieser sah vor, die restliche bestehende Privatindustrie zu entmachten, die Landwirtschaft weiter zu kollektivieren und den Kampf gegen alle kulturellen und politischen Bereiche aufzunehmen, die nicht der sozialistischen Politik entsprachen.
Bereits in die Wege geleitete Prozesse wie der Ausbau von Streitkräften und Grenzbefestigungen wurden beschleunigt. Die Industrie wurde weiter verstaatlicht, das Rechtswesen umgestaltet, Kunst und Kultur dem Machtkonzept der SED untergeordnet. Mit den Beschlüssen der zweiten Parteikonferenz vom Juli 1952 nahmen auch die Ausgaben für den Ausbau der Schwerindustrie zu. Auch zusätzliche Kosten für Polizei und Militär machten dem Staatshaushalt zu schaffen. Um die finanziellen Missstände des Staates auszugleichen, wurden die Steuern erhöht und die Preise angehoben. Gleichzeitig kam es zu Versorgungsengpässen in der Bevölkerung, da statt der Konsumgüterindustrie die Schwerindustrie vorrangig gefördert wurde.
Ähnlich schlimm trafen die staatlichen Eingriffe die Landwirtschaft. In so genannten „Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften“ (LPG) wurden kleinere landwirtschaftliche Betriebe zusammengeschlossen, um die wirtschaftliche Produktion zu steigern. Der Druck auf die bäuerlichen Betriebe nahm dadurch enorm zu. Die Abgaben, die sie zu leisten hatten, waren zu groß und überstiegen die Leistungsfähigkeit der einzelnen Betriebe. Bauern, die ihr Ablieferungssoll nicht einhielten, mussten mit hohen Geld- oder gar Haftstrafen rechnen. Die Abwanderung zahlreicher Landwirte in die Bundesrepublik war die Folge dieser Politik. Damit einher gingen weitere Versorgungsengpässe mit Lebensmitteln.
Aus allen Schichten der Bevölkerung setzten nun Auswanderungswellen ein. Alleine im Jahr 1952 flohen rund 230.000 Menschen in den Westen, ein Jahr später waren es schon 408.000. Dieser Entwicklung zum Trotz schränkte die Regierung nun auch noch die Freiheiten der Industriearbeiter ein. Im Februar 1953 wurden ihnen die Lohnzuschläge gekürzt, ab Mai wurde dann die Arbeitszeit erhöht (Normerhöhungen). Erste Proteste unter der Arbeiterschaft begannen sich zu regen. Mitte Juni 1953 mündeten diese schließlich in einen landesweiten Aufstand, der eine erste große Krise für die noch junge DDR darstellte.
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Station 5: Das neue System der DDR und seine Maßnahmen
	Wilhelm Pieck (Präsident der DDR) über die Aufgaben der SED in einer Rede im Juli 1950:
„Die anglo-amerikanischen Agenten und andere Verbrecher schrecken vor Diversionsakten, Brandstiftungen, Eisenbahnattentaten und Sabotageakten gegen unsere Volkswirtschaft nicht zurück. Die Regierung unserer Republik beantwortete diese feindlichen Anschläge mit der Schaffung des Ministeriums für Staatssicherheit, das berufen ist, die Schädlinge, Saboteure und Attentäter, alle Feinde unserer Republik zu fassen und unschädlich zu machen. […]
Zitiert nach: Judt, Matthias (Hrsg.): DDR-Geschichte in Dokumenten. Beschlüsse, Berichte, interne Materialien und Alltagszeugnisse. Bonn 1998. S. 486
	
	Aus dem Beschluss des ZK der SED gegen „Irrwege“ in der Kunst vom März 1951:
„Das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei hält die Zeit für gekommen, die Staatliche Kommission für Kunstangelegenheiten vorzubereiten, deren Hauptaufgabe die Anleitung der Arbeit der Theater, der staatlichen Einrichtungen für Musik, Tanz und Gesang, der Institute der bildenden Kunst und der Kunsthoch- und –Fachschulen sein wird. […]
Durch das Studium des Marxismus-Leninismus […] wird es den Kunstschaffenden am besten möglich, das Leben in seiner Aufwärtsentwicklung richtig darzustellen. […]“
Zitiert nach: Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.): Geschichte der DDR. Heft Nr. 312 vom März 2011. S. 22.

	
	
	

	Walter Ulbricht (Generalsekretär des ZK der SED) im Juni 1952 bei der Verkündung des „Planmäßigen Aufbaus des Sozialismus“:
„Was sind die Aufgaben der Staatsmacht in der Deutschen Demokratischen Republik?
1. Brechung des Widerstandes der gestützten und enteigneten Großkapitalisten und Großagrarier. Liquidierung aller ihrer Versuche, die Macht des Kapitals wiederherzustellen. […]
3. Schaffung der bewaffneten Streitkräfte der Deutschen Demokratischen Republik zur Verteidigung der Heimat gegen die äußeren Feinde, zum Kampf gegen den Imperialismus. […]
Zitiert nach: Judt, Matthias (Hrsg.): DDR-Geschichte in Dokumenten. Beschlüsse, Berichte, interne Materialien und Alltagszeugnisse. Bonn 1998. S. 53.
	
	Die Zeitschrift der SED-Organisation FDJ, die „Junge Welt“ betrieb ab 1953 eine Kampagne gegen die nicht vom Staat organisierte kirchliche Einrichtung „Junge Gemeinde“. Im April 1953 hieß es in der Schlagzeile:
„‘Junge Gemeinde‘ – Tarnorganisation für Kriegshetze, Sabotage und Spionage im USA-Auftrag
Schändlicher Missbrauch des christlichen Glaubens / ‚Junge Gemeinde‘ wird von den westdeutschen und amerikanischen Imperialisten dirigiert / Enthüllungen über die Verbindungsleute der ‚Jungen Gemeinde‘ im Westen / Ehemaliger Gestapo-Agent – als ‚Diakon‘ getarnter USA-Spion […]“
Zitiert nach:  http://www.jugendopposition.de/index.php?id=4095, Zugriff: 24.10.2015.


1. Lesen Sie die Kurztexte und benennen Sie die jeweils vorgestellte Maßnahme zur Etablierung des neuen Systems.
2. Vergleichen Sie die einzelnen Maßnahmen im Hinblick auf Wortwahl und Inhalt. Wodurch zeichnen sie sich aus?
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Station 6 (1): Der Aufstand vom 17. Juni 1953 in der DDR
1. Lesen Sie den Text (Seiten 1 und 2) und erklären Sie, wie es zum Aufstand des 17. Juni 1953 kommen konnte.
2. Vergleichen Sie die unterschiedlichen Sichtweisen von BRD und DDR (Seite 2) zum Aufstand.
3. Erklären Sie, warum die Bezeichnung „17. Juni 1953“ für den Aufstand in der DDR nicht ganz zutreffend ist.
4. Lesen Sie den Zeitungsartikel (Seite 3). Notieren Sie, wie a) die DDR-Führung präsentiert wird und b) die Protestierenden dargestellt werden.
Nach der Verkündung des „Planmäßigen Aufbaus des Sozialismus“ und den damit verbundenen Einschränkungen der DDR-Bevölkerung waren es schließlich die im Mai 1953 verkündeten Normerhöhungen für die Arbeiter, die das Fass zum Überlaufen brachten. Das Leben für die Menschen in der DDR war bereits stark beeinträchtigt durch Steuer- und Preiserhöhungen – nun sollten also auch die Fabrikarbeiter bei gleichem Lohn mehr arbeiten. Erste Proteste wurden laut.
In der Sowjetunion erkannte man die kritische Lage, in der sich die gesellschaftliche Situation der DDR befand. Die SED-Regierung wurde nach Moskau beordert, um von ihrer strengen Politik voller Einschränkungen für die Bevölkerung Abstand zu nehmen. Moskau befahl, einen „neuen Kurs“ einzuschlagen, um die ungehaltene Bevölkerung zu besänftigen. Moskau forderte die Rücknahme der Enteignungen von Bauern und Privatleuten, eine gerechte Zuteilung von Lebensmitteln, eine gelockerte Steuerpolitik, weniger harte Strafen gegen die Bevölkerung, ein toleranterer Umgang mit den Kirchen und die Rücknahme politischer Einschränkungen gegen den Mittelstand.
Die Parteiführung der SED ging widerwillig auf die meisten von der Sowjetunion vorgegebenen Forderungen ein. Sie verkündete am 9. Juni 1953 offiziell einen „neuen Kurs“, der die Repressalien gegen die Bevölkerung deutlich lockern sollte. Ein besonders wichtiger Punkt wurde hierbei jedoch nicht beachtet: Die Erhöhung der Arbeitsnormen für die Fabrikarbeiter wurde mit keinem Wort erwähnt. Diese mussten also weiterhin bei gleichbleibendem Lohn mehr arbeiten. Für die Arbeiter waren diese politischen Pläne reiner Hohn. Streiks und Demonstrationen spitzten sich ab dem 9. Juni mit Verkündung des „neuen Kurses“ zu.
Am 16. Juni 1953 legten dann zahlreiche Arbeiter in Berlin ihre Arbeit nieder und formierten einen Demonstrationszug durch die Stadt. Sie forderten die Rücknahme der Normerhöhungen. Bereits gegen Mittag demonstrierten 10.000 Menschen gegen die geplanten Erhöhungen. Über den westdeutschen Radiosender RIAS erfuhren immer mehr Teile der Bevölkerung von den Demonstrationen und wurden aufgefordert, sich daran zu beteiligen. Längst ging es um andere Themen, wie die Senkung der Lebenshaltungskosten, freie und geheime Wahlen, Wiedervereinigung von DDR und BRD, die Freilassung von politischen Häftlingen und den Rücktritt der DDR-Regierung. Immer mehr Menschen beteiligten sich im Verlauf des 16. Juni an den Streiks, erste gewalttätige Ausschreitungen fanden am Abend statt.


[bookmark: _Toc437004937]Station 6 (2): Der Aufstand vom 17. Juni 1953 in der DDR
Auch am Morgen des 17. Juni wurde weiter gestreikt, alleine mit 150.000 Demonstranten in Berlin. Die gewaltsamen Ausschreitungen nahmen immer weiter zu. Die Menschen stürmten Regierungsgebäude und Polizeiwachen, lieferten sich Schlägereien mit der Polizei und setzten Autos in Brand. Die Lage in Berlin geriet außer Kontrolle. Auch in anderen Städten der DDR legten die Menschen ihre Arbeit nieder – sie demonstrierten aus Solidarität mit den Arbeitern. Längst waren Menschen aus allen Bevölkerungsschichten dabei: Aus dem Arbeiteraufstand war ein Volksaufstand geworden. In weit über 300 Orten fanden Streiks statt, etwa 3 bis 4 Millionen Menschen gingen auf die Straßen, die Situation in der DDR war eskaliert. Die Regierung sah sich nicht mehr in der Lage, den landesweiten Aufstand unter Kontrolle zu bringen. Jetzt konnte nur noch die Sowjetunion helfen.
	
[image: ]

	Aufstände in Leipzig am 17. Juni 1953
(Bundesarchiv, Bild 175-14676 / CC-BY-SA)


Am Mittag des 17. Juni 1953 wurde über Ostberlin der Ausnahmezustand verhängt, die Sowjetunion marschierte mit Panzern in der Stadt ein. Doch noch immer wehrten sich die Menschen. Mit Flaschen und Steinen wurden die Panzer beworfen und es dauerte bis in die Abendstunden, bis der Aufstand niedergeschlagen war. Das Ergebnis waren 14 Tote und hunderte Verletzte allein in Berlin. Im gesamten DDR-Gebiet dürfte die Zahl der Toten und Verletzten noch höher liegen, da auch viele Demonstranten nach den Ausschreitungen erschossen wurden. Noch bis Mitte Juli 1953 kam es in einzelnen Orten immer wieder zu kleinen Streiks, die jedoch nicht mehr die Ausmaße vom 16./17. Juni 1953 annahmen.
Nach dem Aufstand wurden etwa 20.000 Menschen inhaftiert, erste standrechtliche Erschießungen durch das sowjetische Militär fanden am 18. Juni statt. Dennoch besserten sich auch die Lebensbedingungen in der DDR nach den Ereignissen vom 17. Juni. Die Normerhöhungen wurden schließlich am 21. Juni offiziell zurückgezogen und die Lebensmittelversorgung verbessert. Mit Hilfe der Sowjetunion stabilisierte sich auch die SED-Herrschaft. Im August wurden Maßnahmen zur wirtschaftlichen Stärkung der Regierung verkündet, darunter die Einstellung der Reparationszahlungen an die Sowjetunion. Neben der Stärkung der SED-Regierung wurde auch der Macht- und Disziplinierungsapparat ausgebaut. Dies bedeutete eine Erweiterung des Überwachungsstaates.
Der Aufstand vom 16./17. Juni wurde von der DDR-Regierung zu einem „faschistischen Putschversuch“ erklärt, der von westlichen „Provokateuren“ eingefädelt worden sei. Diese wollten gegen den „moralisch besseren“ Staat DDR vorgehen. Aus Sicht der DDR sei die Niederschlagung des Aufstandes wichtig für die Sicherung des Weltfriedens gewesen, den die „Kriegstreiber“ USA und BRD mit dem „Putsch“ gefährdet hätten. Im Westen wurde der 17. Juni 1953 als Volksaufstand gewertet und als Beweis für die illegitime Herrschaft der SED angesehen. Mit dem „Gesetz über den Tag der deutschen Einheit“ vom 4. August 1953 wurde sogar der 17. Juni als Feiertag eingerichtet. Im Westen ging man davon aus, dass der Aufstand den Freiheitswillen der DDR-Bevölkerung zeigte und machte dieses Datum zum „Tag der Deutschen Einheit“. Erst 1990, als die beiden deutschen Staaten tatsächlich wieder vereint waren, wurde der 17. Juni vom 03. Oktober als Feiertag abgelöst.
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Station 6 (3): Der Aufstand vom 17. Juni 1953 in der DDR
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	Aus: „Neues Deutschland“ vom 18. Juni 1953. S. 1.


Der folgende Artikel stammt aus der auflagenstärksten Tageszeitung der DDR, „Neues Deutschland“. Von der SED gelenkt und kontrolliert gab sie gefiltert Informationen an die DDR-Bevölkerung weiter.
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Station 7: Pariser Verträge und Deutschlandvertrag
1. Nennen Sie die wesentlichsten Kernpunkte aus dem Deutschlandvertrag.
2. Erklären Sie, warum die Pariser Verträge von der Opposition wegen des NATO-Beitritts der BRD und der damit gepaarten Wiederbewaffnung kritisiert wurden.
Die Pariser Verträge waren ein wichtiger Schritt zur weiteren Westintegration der Bundesrepublik Deutschland. Sie bestanden aus mehreren Einzelverträgen. Geregelt wurden hier die Einigung zwischen Deutschland und Frankreich bezüglich des Saargebietes, der Beitritt der BRD zur Westeuropäischen Union (WEU), der Beitritt der BRD zur NATO und damit verbundener Wiederbewaffnung sowie die Neufassung des bereits 1952 unterzeichneten, aber bisher nicht ratifizierten Deutschlandvertrages. Durch die Inhalte des Deutschlandvertrages besaß die Bundesrepublik bereits zehn Jahre nach der bedingungslosen Kapitulation wieder weitestgehend volle staatliche Entscheidungsgewalt. Direkt nach Kriegsende hätten damit wohl die wenigsten gerechnet.
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Station 8 (1): Der Bau der Berliner Mauer 1961
„ […] Artikel 1
(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags werden die Vereinigten Staaten von Amerika, das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland und die Französische Republik […] das Besatzungsregime in der Bundesrepublik beenden, das Besatzungsstatut aufheben und die Alliierte Hohe Kommission […] in der Bundesrepublik auflösen.
(2) Die Bundesrepublik wird demgemäß die volle Macht eines souveränen Staates über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten haben. […]
Artikel 4
(1) Bis zum Inkrafttreten der Abmachungen über den deutschen Verteidigungsbeitrag behalten die Drei Mächte weiterhin ihre bisher ausgeübten oder innegehabten Rechte in Bezug auf die Stationierung von Streitkräften in der Bundesrepublik. Die Aufgabe dieser Streitkräfte wird die Verteidigung der freien Welt sein, zu der die Bundesrepublik und Berlin gehören. […]
Artikel 7 
(1) Die Unterzeichnerstaaten sind darüber einig, daß ein wesentliches Ziel ihrer gemeinsamen Politik eine zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei vereinbarte friedensvertragliche Regelung für ganz Deutschland ist […].
(2) Bis zum Abschluss der friedensvertraglichen Regelung werden die Unterzeichnerstaaten zusammenwirken, um mit friedlichen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: Ein wiedervereinigtes Deutschland, das eine freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich wie die Bundesrepublik, besitzt und das in die europäische Gemeinschaft integriert ist. […]“
Zitiert nach: http://www.documentarchiv.de/brd/dtlvertrag.html
 
Auszug aus dem Deutschlandvertrag

1. Lesen Sie den Text und schreiben Sie einen fiktiven Brief eines Ostberliners an seine Verwandten oder Freunde im Westen über seine Erlebnisse am 13. August 1961.
2. Erarbeiten Sie mit Hilfe von Internetrecherche einen Steckbrief zur Berliner Mauer. Orientieren Sie sich dabei an den vorgegebenen Begriffen auf Seite 2. 
3. Beurteilen Sie den Mauerbau aus unterschiedlichen Sichtweisen. Verfassen Sie entweder a) eine Rechtfertigung aus SED-Sicht oder b) ein kritisches Statement.
„Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten!“ behauptete Walter Ulbricht noch am 15. Juni 1961 auf einer Pressekonferenz, um um ihre Sicherheit besorgte Bürger zu beruhigen. Knapp zwei Monate später sollte der Beginn des Mauerbaus in Berlin ihn Lügen strafen. Was war passiert? 
Im Jahre 1960 zeichnete sich erneut eine innere Krise in der DDR ab – es kam zu drastischen Einbrüchen in der landwirtschaftlichen und industriellen Produktion. Die daraus resultierenden Versorgungsengpässe führten bei der Bevölkerung zu erhöhten Flüchtlingszahlen. Alleine 1960 verließen etwa 200.000 Menschen die DDR, in der ersten Hälfte des darauffolgenden Jahres waren es noch einmal 100.000. Einen Großteil der Flüchtlinge machten junge und hochqualifizierte Menschen aus – die DDR verlor ihre besten Arbeitskräfte.
Um dieser von der DDR-Regierung so  genannten „Republikflucht“ einhalt zu gebieten, wurden bereits in den 1950er Jahren die Grenzanlagen nach Westdeutschland und um Westberlin verstärkt ausgebaut. Als „offene Grenze“ blieb lediglich der Übergang von Ost- nach Westberlin. Mit dem Bau einer Mauer quer durch die Stadt sollten dieses letzte Schlupfloch gestopft und weitere Flüchtlingswellen verhindert werden.
Die vollständige Abriegelung der Grenze nach Westberlin begann in der Nacht vom 12. auf den 13. August. Straßen wurden aufgerissen, Stacheldrahtsperren errichtet und die Fenster und Türen von Häusern zugemauert, die auf der Grenzlinie standen. So kam es vor, dass Menschen am Morgen des 13. August aufwachten und feststellen mussten, dass ihr Schlafzimmerfenster zugemauert war. Die Folgen des Mauerbaus für die Bevölkerung in Berlin waren dramatisch. Freunde und Familien wurden getrennt; Ostberliner, die in Westberlin arbeiteten, verloren ihre Jobs. Fassungslos beobachteten West- und Ostberliner sich gegenüberstehend das Geschehen.
Bewacht wurde die Mauer – wie die restliche Grenze nach Westdeutschland auch – von bewaffneten Truppen. Eine Flucht aus der DDR sollte so unmöglich gemacht werden. Dennoch verließen auch nach dem Bau der Mauer und dem massiven Ausbau der Grenzanlagen immer wieder Menschen die DDR. Die Zahlen waren jedoch deutlich geringer als vor dem August 1961. Mit dem Mauerbau wurde die deutsch-deutsche Teilung endgültig besiegelt. Es dauerte noch knapp 30 Jahre, bis diese Trennung aufgehoben wurde.


[bookmark: _Toc437004941]Station 8 (2): Der Bau der Berliner Mauer 1961
Die Berliner Mauer diente dem DDR-Regime dazu, seine Bevölkerung am Verlassen des eigenen Landes zu hindern. Sie war eine ausgeklügelte Grenzanlage, die sich einmal quer durch Berlin zog, um den West- und Ostteil zu trennen. Sie umschloss zudem Westberlin, um zu verhindern, dass DDR-Bürger nach Westberlin gelangen konnten. Zahlreiche Wachtürme, Grenzposten, Kettenhunde, Signalzäune, Beobachtungstürme und Bunker prägten diese über 100 km lange Grenzanlage.
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Station 9: Reaktionen zum Bau der Berliner Mauer
Errichtet: ab ________________  
Öffnung der Mauer:  ab _________________________ 
Gesamtlänge: _________________ 
Höhe: __________ 
Anzahl der Überwachungstürme: ______________________ 
Anzahl der Grenzübergänge (sowohl zwischen Ost- und Westberlin als auch zwischen Westberlin und der DDR): _________________________ 
Mauertote (ungefährer Wert): ____________________________________
Bedeutung „Schießbefehl“: ________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
Bedeutung „Todesstreifen“:
_______________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________



	

 

Platz für ein Foto


Steckbrief Berliner Mauer


1.  Lesen Sie die Zitate und unterstreichen Sie wichtige Aspekte.
2. Vergleichen Sie die Reaktionen der Westdeutschen Politiker Adenauer und Brandt mit der Erklärung der DDR-Regierung.
3. Inszenieren Sie in Partnerarbeit ein fiktives Streitgespräch zwischen einem Mitglied der DDR-Regierung und einem westdeutschen Politiker. Tragen Sie es im Plenum vor.
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Station 10 (1): Alltag und Kultur in beiden deutschen Staaten„Diese Mauer ist auch für Sie errichtet. Als Schutzwall für jedermann, dem der Friede heilig ist. Wer jemanden angreifen will, baut übrigens keinen Schutzwall! Die Bürger der Städte des Mittelalters bauten ihre Mauern nicht, um die Raubritter zu überfallen. Und wenn in unserer Zeit Mauern gebaut werden müssen, dann deshalb, weil sich im westdeutschen Staat Politiker der Gegenwart nicht von den Wunschträumen mittelalterlichen Raubrittertums lösen wollen.“
Auszug aus einem Informationsblatt der DDR-Regierung an die Bevölkerung aus dem Jahr 1962.
Zitiert nach: https://www.hdg.de/lemo/bestand/objekt/druckgut-du-und-die-mauer.html, Zugriff: 26.10.2015.

„Die vom Ulbricht-Regime auf Anforderung der Warschauer-Paktstaaten verfügten und eingeleiteten Maßnahmen zur Abriegelung der Sowjetzone und des Sowjetsektors von Westberlin sind ein empörendes Unrecht. Sie bedeuten, dass mitten durch Berlin nicht nur eine Art Staatsgrenze, sondern die Sperrwand eines Konzentrationslagers gezogen wird. […] Der Senat von Berlin erhebt vor aller Welt Anklage gegen die widerrechtlichen und unmenschlichen Maßnahmen der Spalter Deutschlands, der Bedrücker Ost-Berlins und der Bedroher West-Berlins.“
Willi Brandt (Bürgermeister von West-Berlin) am 13.08.1961.
Zitiert nach: http://www.bpb.de/geschichte/deutsche-einheit/deutsche-teilung-deutsche-einheit/43705/willy-brandt-zum-mauerbau, Zugriff: 26.10.2015.

„Durch die Willkür des [DDR-] Regimes ist eine ernste Situation heraufbeschworen worden. [Gemeinsam] mit unseren Alliierten werden die erforderlichen Gegenmaßnahmen getroffen. Die Bundesregierung bittet alle Deutschen, auf diese Maßnahmen zu vertrauen. Es ist das Gebot der Stunde, in Festigkeit, aber auch in Ruhe der Herausforderung des Ostens zu begegnen und nichts zu unternehmen, was die Lage nur erschweren, aber nicht verbessern kann.“
Konrad Adenauer (Bundeskanzler der BRD) am 13.08.1961
Zitiert nach: http://www.bpb.de/geschichte/deutsche-einheit/deutsche-teilung-deutsche-einheit/43707/konrad-adenauer-zum-mauerbau, Zugriff: 26.10.2015.



Die beiden deutschen Staaten unterschieden sich nicht nur in ihrer politischen Ausrichtung voneinander. Es entwickelten sich in den Jahren der Teilung auch unterschiedliche Lebensstile. Recherchieren Sie im Internet zu den unten angegebenen Begriffen und tragen Sie Ihre Ergebnisse in die jeweilige Tabelle ein. Vergleichen Sie: Wie unterschiedlich sahen der Alltag und das kulturelle Leben in der Bundesrepublik und der DDR aus?

	Kino der 50er Jahre
	
	Wohnen in der DDR
	
	Wohnen in den 50er Jahren
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	Jugendkulturen DDR
	
	Mode der 50er Jahre in der DDR
	
	Jugend in den 50er Jahren
	
	Mode der 50er Jahre in der BRD



	
	Alltag und Kultur in der BRD

	Kino
	

	Jugend
	

	Mode
	

	Wohnen
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Station 10 (2): Alltag und Kultur in beiden deutschen Staaten
	Kino der 50er Jahre
	
	Wohnen in der DDR
	
	Wohnen in den 50er Jahren
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	Jugendkulturen DDR
	
	Mode der 50er Jahre in der DDR
	
	Jugend in den 50er Jahren
	
	Mode der 50er Jahre in der BRD



	
	Alltag und Kultur in der DDR

	Kino
	

	Jugend
	

	Mode
	

	Wohnen
	




[bookmark: _Toc437004945]Wie gut kennen Sie sich aus? – Ein Kreuzworträtsel

Aufgabe: Füllen Sie die Kästen aus. Die Fragen dazu finden SIe auf dem Extra-Blatt.

Hinweis: Umlaute werden als „ä“, „ö“ und „ü“ geschrieben!





	
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	1 M
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	A
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	2 N
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	3 R
	 
	 
	K
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	O
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	E
	 
	 
	T
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	R
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	P
	 
	 
	W
	 
	 
	 
	 
	 
	4 D
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	5 M
	A
	U
	E
	R
	B
	A
	U
	 
	 
	I
	 
	 
	 
	 
	 
	E
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	E
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	B
	 
	 
	R
	 
	 
	 
	 
	 
	U
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	R
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	L
	 
	 
	T
	 
	 
	 
	 
	 
	T
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	H
	 
	 
	 
	 
	 
	6 W
	I
	R
	T
	S
	C
	H
	A
	F
	T
	S
	W
	U
	N
	D
	E
	R

	Ö
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	K
	 
	 
	C
	 
	 
	 
	 
	 
	C
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	H
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	F
	 
	 
	H
	 
	 
	 
	 
	 
	H
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	U
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	L
	 
	 
	A
	 
	 
	 
	 
	 
	L
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	N
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	U
	 
	 
	F
	 
	7 S
	O
	Z
	I
	A
	L
	I
	S
	M
	U
	S

	G
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	C
	 
	 
	T
	 
	 
	 
	 
	 
	N
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	E
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	H
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	D
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	N
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	T
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	V
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	8 P
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	9 R
	 
	 
	E
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	U
	 
	10N
	 
	 
	 
	 
	 
	G
	 
	 
	R
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	11Z
	E
	N
	T
	R
	A
	L
	P
	L
	A
	N
	W
	I
	R
	T
	S
	C
	H
	A
	F
	T

	 
	 
	 
	 
	 
	S
	 
	T
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	C
	 
	O
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	A
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	H
	 
	 
	12W
	E
	S
	T
	I
	N
	T
	E
	G
	R
	A
	T
	I
	O
	N




[bookmark: _Toc437004946]Fragen zum Kreuzworträtsel

Senkrecht:
1. Das Wirtschaftssystem der BRD war die „Soziale …“.
2. Hiergegen demonstrierten die Arbeiter in Ostberlin am 17. Juni 1953.
3. Begriff der DDR-Regierung für die Auswanderung von DDR-Bürgern in den Westen.
4. Dieser Vertrag war Bestandteil der Pariser Verträge und regelte die Frage nach der Souveränität Westdeutschlands.
8. Die DDR-Führung sah den Volksaufstand vom 17. Juni 1953 als einen „faschistischen …“.
9. Abkürzung für den Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe.
10. Dieser internationalen Organisation trat die BRD 1955 bei.


Waagerecht:
5. Er begann am 13. August 1961 in Berlin.
6. Dieser Begriff beschreibt den wirtschaftlichen Aufstieg der BRD in den 1950er Jahren.
7. In der DDR wurde auf dem zweiten Parteitag der SED der planmäßige Aufbau des … verkündet.
11. Das Wirtschaftssystem der DDR war die „Sozialistische …“.
12. Dieser Begriff beschreibt die Bindung der BRD an den Westen.
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Was ist in Berlin geschehen?

Die unmittelbaren Ursachen der Unruhen in Berlin
Hingen mit der jingsten Entwicklung in der Deut-
schen Demokratischen Republik  zusammen. Die
Feinde der Deutschen Demokratischen Republik in
Westdeutschiand begreifen, dali die praktische Durch-
flihrung des neuen Kurses unserer Partei und Regie-
rung — des Kursés auf Hebung des Lebensstandards
der breitesten Massen und Stirkung der Rechtssicher-
heit — zu- schweren Rickschligen fir sie, zu ihrer
Katastrophe filhren muB. Das haben sie selber zu-
gegeben. Sie beschrieben selber die Panik, die schon

bei Bekanntwerden der ersten unserer neuen Mali-

nahmen in Bonn entstand.

‘Wenn sie heute mitteilen, daB Jacob Kaiser in West-
berlin se, so legen sie den Zusammenhang zwischen
der Panik in Bonn und den Provokationen in Berlin
klar.

Die neden MaBnahmen unserer Regierung fiihrten
schun Stunden nach ihrer Verbifentlichung zu eindeu-
tigen Ergebnissen. Die Republikflucht ging j&h zurick,
die Zahl der aus Westdeutschland in die Deutsche De-
mokratische Republik Ubersicdelnden {iberstieg in
vielen Orten bereits die Zahl der aus der DDR
Abwandernden. Breiteste Teile der Bevdlkerung, ins~
besondere atich Kreise der Tntelligenz und des Mittel~
standes, gingen mit neuem Schwung an.die Arbert.
Diese Erfolge alarmierten die Kriegstreiber in West-
deutschland und Westberlin und veranlafiten sie zu
ibrer beschleunigt durchgefiihrien, groBangelegten
Provola..on.

Jene Menschen, die heute noch irritiert sind und
das Wesen der Provokation nicht durchechauen,
mdgen sich vergegenwiirtigen: Die Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik trifft MaBnah-
men, fiir die die Herren in Bonn — angeblich — stets
einiraten, sie lodrert das Regime der Interzonenpisse,
unterstiitzt Privatbetriebe und den privaten Handel,
setzt die gefliichteten Grofibauern wieder in ihre Hife
ein — und in diesem Augenblick entsenden die faschi-
stischen Agenturen Hunderte und Tausende von Pro-
vokateuren, um die Arbeit der Regierung der DDR
um jeden Preis zu stdren.

Sie benutzen die im Verkehr zwischen Ost- und
Westberlin eingefilhrten Erleichterungen, tiiber die
sich Hunderttausende friedliebender Biirger freven, um
eine Masseninvasion von gekauftemn Gesindel zu orga-
nisieren.

Wer diese Zusammenhinge liberlegt, der sieht,
worum es geht, Natiirlich geht es nicht um die
Normenfrage, Das wurde vollig klar, als nach den
Beschlilssen der Regierung, welche die Normenfrage
zufriedenstellend regelten, die Provokateure erst recht
zu Provokationen schritten. Es geht ebensowenig um
freie Wahlen, vor welchen sich gas Adenauer-Regime
so sehr flirchtet, daff es ein Betrugswahlgesetz nach
dem anderen ausarbeitet, um freie Wahlen zu ver-
hindern, wihrend umgekehrt unsere Regierung solche
Mafnahmen ausarbeitete, welche die Voraussetzun-
ger filr freie Wahlen in ganz Deutschland schaf en.

Es geht den trestlichen Agenturen darum, das grofie
Authauwerk in der DDR, das von der ganzen Bevil-
kerung durchgefiihrt wird und mit dem sich die
ianze Bevilkerung verbunden fiihlt, zu stéren, Es
ht ihnen darum, die deutsche Einheit, die durch die
Mafinahmen unserer Regierung ein betriichtliches
stick niherriickt, zu vereitein Es geht ihnen darum,

den Kriegskurs Adenauers und der Amerikaner, der
immer sichtbarer ins Wanken gerit, um jeden Preis
aufrechitzuerhalten. Es geht ihnen darum, gegen die
Lebensinteressen  des deutschen Volkes und aller
Vilker einen niedertrichtigen Schlag zu fiihren. Dazu
die Provokateure in der Leipziger StraBe und Unter
den Linden. Dazu die amerikanischen Offiziere in
volier Uniform, die im demokratischen Sektor mitten
in der Demonstration die faschistischen Trupps zur
Aulwiegelung der Bevélkerung dahin und dorthin
dirigierten. Dazu die amerikanischen Funkwagen, die
an die faschistischen Trupps Weisungen erteilten!
* Dazu die amerikanischen Flugzeuge, die iiber dem
demokratischen Sektor Flugblitler mit der Aufforde-
rung zur Fortsetzung des Streiks abwarfen.

Die Provokation ist zusammengehrochen. An dieser

" Tatsache kommen die westlichen Agenturen nicht vor-
bei, mégen sie noch so viel schreien. Es gelang ihnen,
eine Reihe von Betrieben stillzulegen. Der General-
streik, zu dem sie die Berliner Arbeiter verfiihren
wollten, ist nicht gelungen und konnte nicht gelingen,
denn dafl deutsche Arbeiter im Aufirage und Interesse
der amerikanischen und deutschen Monopolkapita~
listen gegen ihre eigenen Interessen und ihre eizene
Regierung in den Generalstreik treten, ist ein allzu
widersinniger Gedanke. Es gelang ihnen, Teile der
Bevblkerung stundenweise zu verwirren und auf-
zuhetzen, aber die groBe Mehrheit stand den Provo-
kationen ablehnend oder feindselig gegeniiber, Diese

- groBe Mehrheit hatte das richtige BewuBtsein: Hier

sind die dunklen Krifte am Werk, die das deutsche
Veolk zweimal in die Katastrophe stiirzten, und was
sie bezwecken, ist — das Volk zum drittenmal in die
Katastrophe zu stiirzen.

Daher kann man schon heute sagen, die grofle, von
langer Hand her vorbereitete Provokation der west-
lichen Agenturen, fiir die sie ihren ganzen Apparat -
einsetzten und fiir die sie den Zeitpunkt fiir gekom-
men ansahen — ist zusammengebrochen, und das wird
tiefe, weitwirkende Folgen haben,

Die Provokation ist zusammengebrochen, weil die
Kréfte des Friedens nicht zulassen, daB die Véiker,
darunter unser deutsches Volk, auf die Bahn des
Krieges gerissen werden. Aber es ist Leschimend, daB
deutsche Werktétige aul die durchsichtigen Machen-
schaften der westberliner Provokateure hereingefallen
sind. Es ist beschdmend, daR die Arbeiter Berlins die
Besudelung ihrer Stadt nicht selber unterbanden, daB
erst die Besalzungsmacht durch die Verhdngung des
Ausnahmezustandes die Lebensinteressen sowohl des
deutschen Volkes wie aller Vélker mit der erforder-
lichen Entschiedenheit vertrat,

Natiirlich muB uns, der Partei der Arbeiterklasse,,
die gewichtige Frage zu denken geben, wie konnte
geschehen, daB nennenswerte Teile der Berliner
Arbeilerschaft, der Berliner Werktitigen, unzweifel~
haft ehrliche und gulwillige Menschen, von einer
solchen Milistimmung erfilllt waren, daB sie nicht
bemerkten, wie sie von faschistischen Kriften aus-
aenutzt wurden. Hier liegen zweifellos schwerwiegende
Versiumnisse unserer Partei vor. Sie wird viel besser
lernen miissen, die Massen zu achten, auf ihr Wort
zu héren, um ihr tigliches Leben hesorgt zu sein. Es
braucht kein Zweifel daran zu bestehen, daB die SED
mit Hilfe der schonungslosen Kritik und Selbstlritilc
diese Aufgabe meistern wird,
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